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In dieser Beschlussvorlage werden die Planungen des Referates fur Gesundheit und Um-
welt (RGU) fir den entstehenden Stadtteil Freiham beschrieben. Ausgehend von der pro-
gnostizierten Bevolkerungsentwicklung fir dieses neue Siedlungsgebiet und dem zu er-
wartenden Infrastrukturbedarf werden das Grobkonzept fiir die kommunale Gesundheits-
vorsorge in Freiham sowie der daraus resultierende Raumbedarf dargestellt.

Das Konzept sichert die Prasenz des Kinder- und Jugendgesundheitsdienstes einschlief3-
lich der Schuleingangsuntersuchungen vor Ort und ist Teil der referatsiibergreifenden Pla-


Margit Poschenrieder, 30.04.08
Bei Stadtrats-/Bezirksausschussanträgen, BV-Empfehlungen:
Wie im Zuleitungsschreiben des Direktoriums.
Bei mehreren Anträgen/BV-Empfehlungen ist ein "Oberbetreff" (Thema) zusätzlich vor der Bezeichnung und Aufzählung der Anträge anzugeben.
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Bei weniger als 5 Seiten Inhaltsverzeichnis bitte entfernen.
Gliederung analog des Aufbaus der Beschlussvorlage, d. h. ggf. um weitere Überschriften
(z. B. 1, 1.1, 1.2, 1.1.1...) ergänzen. 

TB, 19.03.08
Auswahl, ob Behandlung in öffentlicher oder nichtöffentlicher Sitzung.
Wenn "nichtöffentlich", bitte einleitend im Vortrag der Referentin begründen (z. B. "Diese Vorlage ist nichtöffentlich zu behandeln, weil ..."). Außerdem ist eine zusätzliche Antragsnummer bzgl. der Dauer der Geheimhaltung im Referentinnenantrag als vorletzer Antragspunkt aufzunehmen.
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Auswahl (VB): Ausschuss entscheidet als vorberatender Ausschuss. In diesem Fall ist ein Deckblatt für die Vollversammlung erforderlich (VV-Deckblatt_Standard) und bereits bei der Zuleitung der Sitzungsvorlagen an S-SB vorzusehen.
Auswahl (SB): Ausschuss entscheidet als beschließender Ausschuss (Senatsbeschluss).
Bei Beschlussvorlagen für die Vollversammlung entfällt ein Klammernzusatz.
Ausnahme: Angabe (SB) und (VB)
In diesem Fall entscheidet der Fachausschuss als Senat und als vorberatender Ausschuss in einer Sitzungsvorlage. Der Betreff ist außerdem in SB und VB zu gliedern (jeweils Klammernzusatz "(VB)" und "(SB)" zuordnen). Im Antrag der Referentin ist die Unterscheidung darzustellen ("Der Gesundheits-/Umweltausschuss beschließt als Senat/vorberatender Ausschuss:..."). In das VV-Deckblatt ist nur der VB-Betreff aufzunehmen.

Margit Poschenrieder, 19.03.08
Datum im Format tt.mm.jjjj

, 19.03.08
* Bei "Beschluss des Gesundheitsausschusses in der gemeinsamen Sitzung des". Es beschließt nur der GA 
* Bei "Beschluss des Umweltausschusses in der gemeinsamen Sitzung des". Es beschließt nur der UA
* Bei "Beschluss in der gemeinsamen Sitzung des Umweltausschusses und des Gesundheitsausschusses". Beide Ausschüsse beschließen.
* Bei "Beschluss in der gemeinsamen Sitzung des Gesundheitsausschusses und des Umweltausschusses". Beide Ausschüsse beschließen.

Margit Poschenrieder, 19.03.08
Auswahl des Gremiums
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nungen fur die Praventionskette ,Gut und gesund aufwachsen in Freiham®. Der Aufbau
dieser Praventionskette entspricht dem Auftrag des Oberbiirgermeisters aus dem Runden
Tisch mit dem Titel ,Foérderung von Familien in Minchen* (Marz 2015) im Rahmen des
100 Tage Programms - ,Roadmap fiir Familien“.

1. Vorbemerkung

Diese Beschlussvorlage ist in ein gesamtstadtisches Vorhaben eingebettet.

In dem geplanten Quartierszentrum (allgemeines Wohngebiet - WA 7) in Freiham ist eine
offentliche Nutzung vorgesehen. Dort sollen verschiedene stadtische Angebote integriert
werden.

Dazu wurde ein 6ffentlicher Architekturwettbewerb von der GEWOFAG ausgelobt.

Nach Abstimmung des Verfahrens mit dem Kommunalreferat, den weiteren
Nutzerreferaten und dem Referat flir Stadtplanung und Bauordnung wurde vereinbart, den
Stadtrat bis zur Preisgerichtssitzung am 08.03.2016 zu befassen.

Es besteht mit dem Referat fur Stadtplanung und Bauordnung Einvernehmen, dass das
RGU die Beschlussvorlage in den Gesundheitsausschuss am 13.10.2016 einbringt.

Die beteiligten Referate werden die jeweiligen Fachausschiisse wie folgt befassen:

Das Sozialreferat wird den Kinder- und Jugendhilfeausschuss voraussichtlich am
04.10.2016 befassen. Der Bildungsausschuss wird vom Referat fiir Bildung und Sport
voraussichtlich Ende 2016 befasst werden.

Das Kulturreferat hat den Stadtrat bereits im Kulturausschuss am 02.06.2016 befasst.
Dort wurde die Annahme des Antrages mit der Errichtung eines Stadtteilkulturzentrums
und einer Stadtteilbibliothek im Quartierszentrum Freiham empfohlen.

Gegenstand dieser BV ist der Raumbedarf fir einen Au3enstandort des RGU im
Quartierszentrum in Freiham. Zudem werden die Beziige zur Praventionskette ,Gut und
gesund aufwachsen in Freiham* dargestellt. Sowohl das Vorhaben der Praventionskette
als auch der mehrfach belegte Zusammenhang zwischen Gesundheit, sozialer Lage und
Bildungserfolg erfordert eine enge Kooperation der Angebote der Fachreferate. Die
gemeinsame raumliche Unterbringung im WA 7 bietet Chancen fir fachliche und
wirtschaftliche Synergieeffekte.

Der Zusammenhang zwischen Armut bzw. sozialer Lage und Gesundheit ist vielfach
belegt. Menschen mit niedrigem Bildungsniveau, geringer beruflicher Stellung und wenig
Einkommen haben ein hoheres Risiko fur viele chronische Erkrankungen und
Beschwerden. Zudem haben sie aufgrund von sozialen aber auch sprachlichen und
kulturellen Barrieren einen schlechteren Zugang zu Gesundheitsinformationen,
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-versorgung und gesundheitsforderlichen Angeboten.

Nach Beschlussfassung des Stadtrats wird in einem zweiten Schritt das Kommunalreferat
die Bedarfe der Fachreferate zusammenfassen und nochmals dem Stadtrat vorlegen, um
den Projektauftrag analog der Hochbaurichtlinien zu erhalten.

2. Hintergrund und Anlass

Freiham Nord wird als neues Stadtquartier im Miinchner Westen bis zum Jahr 2030 Platz
fur insgesamt ca. 8.000 Wohnungen und tiber 20.000 Einwohnerinnen und Einwohner bie-
ten. Das Konzept flr Freiham Nord wurde Uber einen stadtebaulichen und landschaftspla-
nerischen Wettbewerb entwickelt. In der geographischen Mitte des neuen Stadtquartiers
Freiham, im WA 7, soll das "Quartierszentrum" entstehen.

Der vom Stadtrat 2013 beschlossene Rahmenplan sah hierflir bereits die Unterbringung
verschiedenster 6ffentlicher Nutzungen vor. Dazu gehdren ein Haus flr Kinder,
ein Kinder-, Familien-, und Beratungszentrum sowie ein Stadtteilkulturzentrum.

Die geplanten 6ffentlichen Nutzungen im WA 7 sind dabei wichtige Bausteine zur Errei-
chung der stadtebaulichen Ziele fiir das "Quartierszentrum” von Freiham Nord. Im Bebau-
ungsplan mit Grinordnung Nr. 2068 wurde u.a. aus diesem Grund festgesetzt, dass im
Erdgeschoss des WA 7 mit rund 4.000 m2 Geschossflache eine Wohnnutzung ausge-
schlossen ist.

Auf Grund neuer sozialer und kultureller Anforderungen sind weitere Flachenbedarfe fir
eine umfassende Stadtteilarbeit hinzugekommen, u.a. fur ein BildungsLokal und eine
Stadtteilbibliothek.

Auch die Anforderungen im Gesundheitsbereich sind in den letzten Jahren gestiegen und
der bereits 2003 an das Referat fur Stadtplanung und Bauordnung gemeldete r&umliche
Bedarf des RGU wurde an dieser Stelle wieder aufgegriffen und aktualisiert. Es ist ge-
plant, die Dienste und Angebote zur Gesundheitsvorsorge in Freiham zusammenzufassen
in einem AuRRenstandort, der gleichzeitig zum Mittelpunkt fur Aktivitaten der
Stadtteilgesundheitsforderung werden soll.

Ziel ist es, fur den hohen Wohnungsbedarf in Minchen méglichst rasch einen konkreten
Hochbauentwurf zu erhalten und fiir die geplanten 6ffentlichen Nutzungen eine breit
abgestimmte Planungsgrundlage fiir die auf rund 20 Jahre angelegte Umsetzung zu
schaffen. Der geplante Beteiligungsworkshop zur Feinjustierung der 6ffentlichen
Nutzungen ist gleich im Anschluss an den laufenden Wettbewerb vorgesehen. Hierzu soll
es fur die 6ffentlichen Nutzungen des ,Blrgerzentrums* nach dem Wettbewerb zusammen
mit den Entwurfsarchitekten einen Beteiligungsworkshop geben und deren Entwurf
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feinjustiert werden. Der Wettbewerb bietet dabei die groRe Chance einer konkreten
Entwurfsgrundlage fiir die Zielsetzung durch eine Flachenminimierung und
Flachenmehrfachnutzung die Bau- und Unterhaltskosten deutlich zu reduzieren.

Die Nutzerflexibilitat soll dabei langfristig erhalten bleiben und eine Anpassung an kiinftige
Bedarfe ermdglichen. Dieses Vorgehen ist begriindet dadurch, dass der konkrete
Flachenbedarf von den einzelnen Nutzerreferaten zeitlich sehr differenziert abgerufen
wird. So besteht bereits zu Beginn der Quartiersentwicklung Bedarf an Einrichtungen fir
Kinder und Familien oder fir Raume fir die gesundheitliche Vorsorge, wohingegen das
Stadtteilkulturzentrum und die Stadtteilbibliothek erst zu einem spéateren Zeitpunkt bei
ausreichender Einwohnerentwicklung nachgefragt werden (circa im Jahr 2022). Aus
diesem Grund sind gleich zu Beginn der Planungen flir das Quartierszentrum im WA 7
Uberlegungen fiir Zwischennutzungen zu beriicksichtigen, wie etwa Raume fiir die
Stadtteilarbeit oder Flachen zur Sicherstellung der Nahversorgung (Einzelhandel). Dabei
koénnten die Flachen fir die geplante Stadtteilbibliothek von rund 1.300 m2 Nutzflache
durch eine Nahversorgungseinrichtung und die Flachen fir das geplante
Stadtteilkulturzentrum von rund 700 m? Nutzflache vom Referat fur Stadtplanung und
Bauordnung fiir einen erfolgreichen Quartiersaufbau fir die Stadtteilarbeit
zwischengenutzt werden. Insbesondere der fir das Stadtteilkulturzentrum geplante
Veranstaltungssaal scheint dabei zur Durchfiihrung von 6ffentlichen Veranstaltungen,
Wettbewerben und Ausstellungen im Rahmen der Stadtteilarbeit besonders geeignet. Fir
die temporare Nahversorgungseinrichtung im WA 7 besteht darliber hinaus die Option
einer kontinuierlichen Nutzung im Quartier durch einen Umzug ins benachbarte Baufeld
MK1, das circa bis 2023 im Quartierszentrum realisiert werden soll.

Mit dem Beschluss zur In-House-Vergabe und der engen Abstimmung der Auslobung des
Realisierungswettbewerbs mit sdmtlichen Nutzerreferaten verfolgt die GEWOFAG, die
konkrete Planungsabsicht, die geplanten 6ffentlichen Einrichtungen im WA 7 und WA 8
zeitnah umzusetzen. Von Seiten der GEWOFAG ist ein Baubeginn mit vorbereitenden
MafRnahmen im Herbst 2018 vorstellbar.

Die GEWOFAG lobte fir die Realisierung des Uberwiegenden Wohnungsbaus einen
Realisierungswettbewerb nach bundesweiten Richtlinien fur Planungswettbewerbe (RPW)
aus, der im Marz 2016 abgeschlossen wurde. Dieser umfasst auch die 6ffentlichen
sozialen, gesundheitsforderlichen und kulturellen Nutzungen im WA 7.

Fir die Baukosten wird von der GEWOFAG fur samtliche 6ffentliche Einrichtungen im
WA 7 ein Kostenrahmen von 28,2 Mio. Euro angegeben (inkl. Kostengruppen 200-700;
exkl. Risikoreserve, exkl. Kostengruppe 100 = Grundstuckskosten sowie zuziiglich
Ersteinrichtung). Dies entspricht einem fiir die Landeshauptstadt Miinchen ublichen
Kostenansatz von rund 5.200 € / m? GF fur den Bau 6ffentlicher Einrichtungen. Von den
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28,2 Mio. Euro entfallen allein auf die gesetzlich nachzuweisenden Platze im Haus fur
Kinder Baukosten von 7,3 Mio. Euro.

Die Grobkosten fiir die weiteren 6ffentlichen Nutzungen im Baufeld WA7 schatzt die
GEWOFAG im Einzelnen wie folgt:

Kinder-, Familien- und Beratungszentrum 4.200.000 €

AuBenstandort RGU 2.600.000 €
Stadtteilbibliothek 8.700.000 €
Stadtteilkulturzentrum 4.500.000 €
Bildungslokal 900.000 €

Der geplante AuRenstandort des RGU ist in der EAS* Freiham Nord vom 23.09.2015 nicht
enthalten. Der stadtische Anteil (Auszahlung) dieser Malinahme betragt 2.600.000 €.
Durch diesen Beschluss erhdht sich der negative Saldo der EAS Freiham Nord vom
23.09.2015 entsprechend.

Die Entscheidung fur den Erwerb im Teileigentum oder eine Anmietung ist noch nicht
gefallen. Entsprechend den stadtischen Regularien wird der Stadtrat erneut mit der
Angelegenheit befasst.

Mit dem Beschluss zur In-House-Vergabe und der engen Abstimmung der Auslobung des
Realisierungswettbewerbs mit sdmtlichen Nutzerreferaten verfolgt die GEWOFAG die
konkrete Planungsabsicht, die geplanten o6ffentlichen Einrichtungen im WA 7 und WA 8
zeitnah umzusetzen. Von Seiten der GEWOFAG ist ein Baubeginn 2018 vorstellbar.

Das weitere Verfahren erfolgt in Anlehnung an die Hochbaurichtlinien und der Stadtrat
wird als nachstes mit dem Projektauftrag fiir die 6ffentlichen Nutzungen befasst werden.

Gegenstand dieser Beschlussvorlage ist der Raumbedarf fir einen AuRenstandort des
RGU in Freiham.

3. Ausgangslage

Nach Prognosen des Referats fur Stadtplanung und Bauordnung wird Minchen weiter
wachsen und die Einwohnerzahl im Jahr 2030 bei 1,723 Millionen liegen.?

Die grofiten Veranderungen sind durch neue Siedlungsgebiete, wie Freiham zu erwarten.
Basierend auf den Planungen fiir Freiham lauten die Prognosen des Planungsreferats fiir
die Demografie des Stadtbezirks Aubing-Lochhausen-Langwied wie folgt: ,Bei den 0- bis
4-Jahrigen ist bis 2030 von einer Zunahme um 66,9%, bei den 5- bis 9-Jahrigen um

1 Einzahlungs- und Auszahlungsschatzung
2 Referat fur Stadtplanung und Bauordnung der LHM: Demografiebericht 2015
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87,0% und bei den 10- bis 14-Jahrigen sogar von einer Verdoppelung im Vergleich zum
Jahresende 2013 auszugehen. Bei den Erwachsenen wachst neben der stadtweit von Zu-
zug betroffenen Gruppe der 20- bis 24-Jahrigen bis 2020 vor allem die Altersgruppe der
30- bis 39- Jahrigen.®

Die Verjlingung des Stadtbezirks wird im Demografiebericht wie folgt beschrieben:

.Die Veranderungen in der Altersstruktur zeigen sich auch in einem steigenden Jugend-
guotienten und einem gleichzeitig sinkenden Altenquotienten. Beide Werte liegen derzeit
deutlich Uber dem stadtischen Durchschnitt.

Im Jahr 2030 werden in Aubing-Lochhausen-Langwied voraussichtlich knapp 36 Kinder
und Jugendliche im Verhaltnis zu 100 Personen im erwerbsfahigen Alter leben, wahrend
dieser Wert stadtweit nur bei 24 liegen wird.“*

Da der Zuzug in Neubausiedlungen Uberdurchschnittlich haufig durch junge Familien er-
folgt, geht das Referat fiir Stadtplanung und Bauordnung derzeit davon aus, dass allein im
neuen Stadtviertel Freiham 2030 voraussichtlich ca. 4000 Kinder und Jugendliche unter
18 Jahren leben werden. Diese Prognosen zeigen, dass in den ersten Jahren der Entste-
hung Freihams die Fokussierung auf die Bedarfe der Kinder und deren Familien vorrangig
ist.

In der Landeshauptstadt werden unter dem Titel "Miinchner Mischung" in Neubaugebie-
ten, wie auch in Freiham ca. 50 % des Wohnraums als geforderter Wohnungsbau errich-
tet.

Die Erfahrungen in der Messestadt Riem haben gezeigt, wie wichtig eine vorausschauen-
de Planung der gesundheitsférderlichen Angebote und der medizinischen Versorgung ist.
In der Beschlussvorlage ,Vorbeugen statt nachsteuern...” wurden sehr deutlich die ver-
schiedenen Problemlagen nach Fertigstellung der Messestadt Riem beschrieben und
Konsequenzen fir die Planung von Freiham gefordert.

In Miinchen ist die medizinische Versorgung zwar insgesamt gut und die Angebote zur
Gesundheitsférderung sind vielfaltig, aber ungleich verteilt. Gerade in den Stadtrand-
gebieten inklusive neuer Siedlungsgebiete sind diese verglichen mit den Angeboten in der
Innenstadt haufig unzureichend.

Anders als in Riem soll fir Freiham "vorbeugen statt nachsteuern” von Anfang an gelten.
Bereits bei der Planung des Stadtteils mussen ausreichend raumliche Ressourcen fur den
Gesundheitsbereich berticksichtigt werden und Angebote zur kommunalen Ge-
sundheitsvorsorge frihzeitig und bedarfsgerecht eingeplant werden.

3 ebd

4 Referat fur Stadtplanung und Bauordnung der LHM: Demografiebericht 2015

5 ,Vorbeugen statt nachsteuern — sozialpolitische Erkenntnisse aus dem Projekt Messestadt klar benennen und Konsequenzen
fur weitere GroRsiedlungsprojekte wie z.B. Freiham ziehen" Sitzungsvorlage Nr. 08-14 /V 10756
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Praventionskette ,,Gut und gesund aufwachsen in Freiham*”

Im bundesweiten kommunalen Partnerprozesses ,Gesund aufwachsen", dem die LHM im
Rahmen der Gesundheitskonferenz des Gesundheitsbeirats am 28.10.2015 offiziell beige-
treten ist, ist die Praventionskette die wichtigste Umsetzungsstrategie.

Der Aufbau der Praventionskette ,,Gut und gesund aufwachsen in Freiham" wurde auf der
Gesundheitskonferenz als referatsiibergreifendes Vorhaben prasentiert und entspricht
dem Auftrag des Oberbirgermeisters aus dem Runden Tisch ,Forderung von Familien in
Minchen* (Marz 2015). RGU, RBS und Sozialreferat arbeiten hierbei eng zusammen.
Eine ,Praventionskette im Lebenslauf* zielt darauf ab, die Ressourcen und Kompetenzen
unterschiedlicher kommunaler Akteure und Institutionen ressortiibergreifend zu biindeln,
Unterstiitzungsangebote aufeinander abzustimmen und bedarfsgerecht weiter zu
entwickeln. Im Rahmen eines integrierten Handlungsansatzes der Bereiche Gesundheit,
Bildung und Soziales kénnen so die Voraussetzungen fiir gesunde Aufwachsbedingungen
im Stadtteil geschaffen werden. Daher empfiehlt es sich, das Haus fur Kinder in
stadtischer Tragerschaft auszuweisen.

Die lebensphasenulbergreifende Unterstiitzung von Kindern, Jugendlichen und ihren Fa-
milien nimmt insbesondere die biografischen ,Ubergénge" (z.B. Eintritt in Kita oder Schu-
le) in den Blick und stellt sicher, dass diese gut gelingen. Biografische Ubergénge sind po-
tentiell risikobehaftet, da sie besondere Anpassungsleistungen seitens der Kinder und der
Familie erfordern. Eine gelungene Bewaltigung der Ubergéange wirkt sich hingegen positiv
auf die weitere Entwicklung des Kindes aus. Hierfur bedarf es der referatsiibergreifenden
Weiterentwicklung der Angebotsstruktur und Optimierung der Zusammenarbeit an den
Schnittstellen.

Freiham wird als inklusiver Stadtteil geplant und kommt damit der zentralen Forderung
der UN-Behindertenrechtskonvention nach, dass Menschen mit kérperlichen, seelischen,
geistigen oder Sinnesbeeintrachtigungen die volle, wirksame und gleichberechtigte
Teilhabe an der Gesellschaft zu erméglichen ist.

Nicht nur die Barrierefreiheit von Gesundheitseinrichtungen in Bezug auf physische
Zuganglichkeit, Information und Kommunikation, sondern auch der gleichberechtigte
Zugang zu arztlichen und therapeutischen Leistungen sind wichtige Ziele dabei und
erfordern entsprechende Beratungsaktivitaten. Die Bedeutung kommunaler
Gesundheitsberatungsdienste liegt u.a. darin, hier fir die Familien eine Briickenfunktion
zu den Angeboten vor Ort und bedarfsweise auch zu zentralen Versorgungsangeboten in
Munchen wahrzunehmen. Das beinhaltet unter Umstdnden auch zugehende Angebote fur
mobilitdtseingeschrankte oder psychisch beeintrachtigte Menschen.

4. Planungen fiir die kommunale Gesundheitsvorsorge in Freiham

Im Folgenden sind die bisherigen Planungen des RGU fiur den neuen Aul3enstandort
dargestellt. Grundsétzlich sollen die Raume fir Mehrfachnutzungen konzipiert werden, um
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flexibel auf neue bzw. noch nicht absehbare Bedarfe reagieren zu kénnen.

4.1. Fruhkindliche Gesundheitsforderung

Zielgruppen
- Kinder 0-3 Jahre

- Kinder ab 3 bis 6 Jahre ohne Kindergartenplatz
- chronisch kranke Kinder und ihre Familien

Ziele
- gesundes Aufwachsen fir alle Kinder
- praventiver Kinderschutz

Angebote
Aufsuchendes Angebot fir Familien mit Neugeborenen und Kleinkindern zur Beratung und

Anleitung bzgl. gesunder Entwicklung, gesunder Erndhrung und Impfen. Im Bedarfsfall
friihzeitige Unterstitzung von psychosozial belasteten Familien und ggf. Vermittlung in die
Frihen Hilfen. Im Rahmen dieser Tatigkeit werden auch Sprechzeiten angeboten und
Gruppenangebote fur Eltern.

4.2. Schuleingangsuntersuchung

Zielgruppen
- 5-6-jahrige Kinder im letzten Kindergartenjahr (derzeit noch Zeitpunkt der gesetzlich

vorgeschriebenen Gesundheitsuntersuchung zur Einschulung)

- klinftig 4-5-jahrige Kinder im vorletzten Kindergartenjahr (derzeit noch Pilotprojekt
,GESIK* = Gesundheits- und Entwicklungsscreening im Kindergartenalter, voraussichtlich
in einigen Jahren Gesetz)

Ziele

- Feststellung, ob das schulpflichtige Kind aus gesundheitlicher Sicht am Unterricht seiner
schulischen Entwicklungsfahigkeit entsprechend teilnehmen kann

- Erkennen von gesundheitlichen Beeintrachtigungen oder Behinderungen oder
Entwicklungsverzdgerungen oder Férderbedarf

- Beratung uber diagnostische und therapeutische Mdglichkeiten

- Mitwirkung bei der Beratung zur Auswahl der geeigneten Schulform

- Erhebung von Gesundheitsparametern (die Ergebnisse flieRen in die
Gesundheitsberichterstattung ein und dienen als Grundlage flir PraventionsmalRnahmen)
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Angebote
Durchflihrung der gesetzlich vorgeschriebenen Gesundheitsuntersuchung zur

Einschulung fur die in Freiham und den angrenzenden Stadtbezirken lebenden Kinder.

4.3. Sozialpadiatrische Beratungsangebote

Zielgruppen
Psychosozial und gesundheitlich belastete Kinder und Jugendliche mit erhdhten

gesundheitlichen Risiken und ihre Sorgeberechtigten.

Ziele

- Niederschwelligen Zugang zur Beratung durch padiatrische, kinder- und
jugendpsychiatrische, psychologische und sozialpadagogische Fachkrafte ermdglichen.
Kontext: Beitrag zur bedarfsgerechten Optimierung der sozialpadiatrischen
Gesundheitsvorsorge und -versorgung durch intensive Verzahnung und
sektorentbergreifende Zusammenarbeit (insb. Sozial- und Bildungsbereich) mit anderen
Akteuren und Ressourcen vor Ort.

Angebot
- RegelmaRige sozialpadiatrische Sprechstunden durch Facharzte fir Kinder- und

Jugendmedizin und Kinder- und Jugendpsychiatrie: Beratung, auch muttersprachlich, zur
padiatrischen und kinder- und jugendpsychiatrischen Versorgung. Einleitung von
Diagnostik und Unterstutzung bei der Inanspruchnahme von erforderlichen Therapien.
Unterstitzung der Behandlung von nicht-versicherten kranken Kindern (Diagnostik,
Einleitung einer notwendigen Behandlung, Kostenklarung). Verzahnung des Angebotes
mit dem der vor Ort tatigen niedergelassenen Arztinnen und Arzte.

- Regelmaliige sozialpddagogische Sprechstunden: Beratung der Familien Uber
weiterfihrende Hilfen und Unterstiitzungsmdglichkeiten bei gesundheitlichen und
psychosozialen Problemen.

Kontext: Kooperation und Abstimmung mit und Beratung von anderen Fachkraften vor Ort
aus den sozialen und padagogischen Bereichen.

4.4. Kariesprophylaxe

Zielgruppen
Kinder von 1 bis 10 Jahren in Kindertagesstatten und Schulen, d.h. in Krippen,

Kindergarten, Horten, Tagesheimen, Ganztagsklassen, Forderschulen,
Behinderten-Einrichtungen

Ziele

Nachhaltige Verbesserung der Zahngesundheit der Kinder durch regelmafige
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Mundhygiene in der Kindertagesstétte und den weiteren oben genannten Einrichtungen

Angebote
Kariesprophylaxe durch tagliches praktisches Zahneputzen in den o.g. Einrichtungen,

Einliben der altersgemal? richtigen Zahnputztechnik in der Gruppe. Fachliche Betreuung
mit Motivation und Instruktion sowie Erndhrungslenkung hin zu einer nicht-kariogenen
Erndhrung durch die Mitarbeiter/-innen des Sachgebiets Zahngesundheit. Lieferung der
Materialien (Zahnblirsten, Zahnpasten, Becher, Zahnblirstenstander, usw.) aus der
lokalen Dienststelle mit Lagerraum im Gesundheitszentrum zu den Einrichtungen.

4.5, Stadtteilgesundheitsférderung

Damit die verschiedenen Angebote der Pravention und Gesundheitsforderung die
psychosozial besonders belasteten Menschen im Stadtteil tatsdchlich erreichen, bedarf es
der engen Kooperation mit den Einrichtungen des Sozial- und Bildungswesens im
Stadtteil sowie der Abstimmung und Koordination der Angebote im Hinblick auf die
spezifischen Bedarfe dieser Zielgruppen. Der Offentliche Gesundheitsdienst (OGD) muss
hier als neutraler Akteur eine Uibergreifende Koordinierungsfunktion und
Steuerungsunterstiitzung tbernehmen, um Parallelstrukturen zu vermeiden und
Synergieeffekte zu nutzen. Im Sinne des partizipativen Ansatzes werden die Zielgruppen
aktiv bei der Entwicklung und Umsetzung von MalRnhahmen und Projekten zur
Gesundheitsférderung eingebunden.

Durch das 2016 in Kraft getretene Praventionsgesetz konnen sich neue Mdglichkeiten
ergeben. Darin wird die Bedeutung des Stadtteils als wichtiges gesundheitsférderliches
Setting hervorgehoben. Fir die Koordination vor Ort kénnen damit eventuell neue
Finanzierungsmoglichkeiten erschlossen werden.

So wird die Techniker Krankenkasse (TK) noch in 2016 mit einem Foérderprogramm im
Zuge des Praventionsgesetzes starten. Insgesamt 50 Kommunen des Gesunde
Stadte-Netzwerks kdnnen Uber einen Zeitraum von bis zu finf Jahren mit bis zu 40.000 €
jahrlich gefordert werden. Miinchen als Griindungsmitglied des Netzwerks kann sich somit
ebenfalls um Fordermittel bewerben. Hierzu gibt es Uberlegungen, die Praventionskette
,Gut und gesund aufwachsen in Freiham" in die Forderung mitaufzunehmen.®

Zudem soll Ende 2016 eine Kooperationsvereinbarung von den drei beteiligten Referaten
(Sozialreferat, Referat fur Bildung und Sport und dem Referat fiir Gesundheit und Umwelt)
unterzeichnet werden. Diese beschreibt und sichert die gemeinsame Umsetzung der
Praventionskette ,Gut und gesund aufwachsen in Freiham®.

6 Siehe Beschlussvorlage ,Das Gesetz zur Starkung der Gesundheitsférderung und der Pravention — Umsetzung in Miinchen®,
Befassung des Stadtrates im Gesundheitsausschuss voraussichtlich am 13.10.2016
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4.6. Suchtpravention

Im Programm ,Minchen sucht Genuss* zur Suchtpravention und Gesundheitsférderung
zeigt sich beispielhaft, dass die Koordination und Biindelung von Angeboten
Synergieeffekte herstellen und bedarfsgerecht Liicken fullen kann.

Zielgruppen
Kinder, Jugendliche, junge Erwachsene, Eltern, Padagoginnen und Padagogen in ihren
Lebenswelten (Kita, Schule, Freizeit, Familie)

Ziele

Gesundheitsforderung und Pravention in Einrichtungen durch langerfristige Begleitung
nachhaltig verankern und durch Vernetzung von stadtischen Akteurinnen und Akteuren
sowie freien Tragern/Vereinen Parallelstrukturen vermeiden.

Angebot
Das ,Munchner Programm zur Suchtpravention“ reicht von Projekten direkt fir Kinder und

Jugendliche Gber Multiplikatorenschulungen bis hin zur Unterstiitzung bei der strukturellen
Implementierung von Gesundheitsférderung in Institutionen.

5. Raumbedarfe fiir die beschriebenen Angebote

Das RGU hat bereits 2003 an das Referat flir Stadtplanung und Bauordnung einen
Raumbedarf von 300 m2 gemeldet.

Vor den beschriebenen Hintergriinden und neuen Entwicklungen hat das RGU den
Raumbedarf auf ca. 400 m2 fir einen Aul3enstandort in der Wettbewerbsauslobung
erweitert.

Dieses soll zusammen mit einem Stadtteilkulturzentrum, einer Stadtteilbibliothek,
einem BildungsLokal sowie einem Kinder-, Familien- und Beratungszentrum in einen
Geschosswohnungsbau im Erdgeschoss bzw. im 1. Obergeschoss integriert werden. Die
gemeinsame Unterbringung dieser verschiedenen Einrichtungen in einem Gebaude
ermdglichen Synergieeffekte und férdern die Adressbildung. Die Mdglichkeit der
gemeinsamen Nutzung von Raumlichkeiten kann zu einer Straffung der Raumprogramme
der einzelnen Einrichtungen beitragen und sich somit auch im Hinblick auf die
Wirtschatftlichkeit positiv auswirken.

Alle Raume sind barrierefrei zu gestalten. Damit soll sowohl der Besuch von Blirgerinnen
und Burgern mit Beeintréachtigungen als auch die Errichtung barrierefreier Arbeitsplatze
ermoglicht werden.

Die Raume ,Multifunktionsraum®, ,IT_Telefonverteilung* sowie ,Lager THV* sind im
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nachfolgenden Raumkonzept vorsorglich mit aufgenommen. Ziel ist im Rahmen der
Nutzung von Synergieeffekten diese Raume zentral fiir alle stadtischen Dienststellen zu
nutzen, soweit dies baulich realisiert werden kann. Durch diese vorsorgliche Planung
weicht die angegebene Quadratmeterzahl in diesem Beschluss leicht von der

Wettbewerbsauslobung ab.

Raumbedarf - AuRenstandort RGU

Raumbezeichnung Anzahl der m2 pro Raum Gesamt m?
Raume

Mehrzweckraum mit 1 50 m2 50 m2

Kiichenzeile

Biroraum / Anzahl 3 22 m2 66 m?2

Besprechungs- / 1 30 m2 30 m?2

Pausenraum

Untersuchungsraum 8 22 m? 176 m2

mit Waschbecken

Teekiiche 1 10 m2 10 m?2

Lagerraum / Blro 1 20 m2 20 m2

etc.

Lageraum / Putzk. 1 10 m2 10 m2

Abstellraum/Kinderw. 1 10 m2 10 m2

Multifunktionsraum 1 11 m2 11 m2

Wartezone 1 30 m2 30 m2

Toilettenanlagen 25 m? 25 m?

(Personal / Besucher

jeweils Damen /

Herren, Besucher

kindgerecht

ausgestattet sowie

barrierefrei mit

Wickeltisch)

IT-/Telefonverteilung 1 10 m2 10 m?2

Lager THV 1 10 m2 10 m?

(Hausmeister)

Summe m? 458 m2

Gesamtflache

Der beschriebene Raumbedarf basiert auf einer Grobkalkulation des voraussichtlichen
Personalbedarfs. Aufgrund der prognostizierten Bevolkerungsentwicklung in
Aubing/Freiham ist damit zu rechnen, dass mittel/ langfristig ein Personalmehrbedarf von
ca. 10 VZA entsteht. Fur den Raumbedarf ist auRerdem die — noch nicht bezifferbare —

Teilzeitquote zu berucksichtigen.

Der Personalmehrbedarf, der sich aus der soziodemographischen Entwicklung und
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Stadterweiterung fir den Kinder- und Jugendgesundheitsdienst (insbesondere
Frihkindliche Gesundheitsférderung, Kariesprophylaxe, Schulgesundheit, einschl.
Schuleingangsuntersuchungen) ergibt, ist unabhangig vom Standort und entsteht
ausschlieB3lich aus dem Bevoélkerungszuwachs. Er wird im Verlauf des kommenden
Jahres kalkuliert und fur den Haushaltsbeschluss 2018 aufbereitet.

Als Teil der referatstibergreifenden ,Praventionskette Freiham* sollten die vor Ort tatigen
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in einem Team funktional zusammengefiihrt werden. Die
Dienstleistungen vor Ort miussen auf die Entwicklung des wachsenden Stadtteils optimal
ausgerichtet werden. Zudem missen aktuelle und sich andernde Bedarfslagen erfasst
und passgenaue Malinahmen entwickelt werden, um zeitnah auf mégliche
Versorgungslicken und Schnittstellen reagieren zu kénnen. Dies soll in enger Vernetzung
und Kooperation mit den Dienststellen des Sozialreferates und des Referates flir Bildung
und Sport vor Ort umsetzt werden.

All das erfordert eine leistungsfahiges Steuerungseinheit vor Ort, mit folgender
Personalstruktur:

Arztliche Leitung 1 VZA Facharztin/Facharzt (E15)

Entwicklung, Umsetzung, Evaluation von 1 VZA Fachkraft Public Health (E13)
PraventionsmalRnahmen vor Ort,
Kooperation, interne und externe

Vernetzung

Assistenz und Organisation 1 VZA Verwaltungskraft (E6)

Frihkindliche Gesundheitsférderung 2 VZA Gesundheits- und
Kinderkrankenpfleger/ -innen (E8a)

aufsuchende Kariesprophylaxe 1 VZA Gesundheits- und

Kinderkrankenpfleger/ -innen (E7a)

Das Fach- und Personalkonzept fiir das Team Freiham/Aubing wird im kommenden Jahr
weiter ausgearbeitet und fir den Haushaltsbeschluss 2018 vorbereitet. In diesem
Zusammenhang soll dann auch berichtet werden, ob die beabsichtigte Antragstellung auf
Fordermittel aus dem Praventionsgesetz fur den Aufbau der Praventionskette im neuen
Stadtteil Freiham erfolgreich war. Es bestehen bereits Verhandlungen mit den
Krankenkassen. Die Antragsstellung ist fiir Oktober 2016 vorgesehen. (Stand: August
2016)
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6. Stadtratsziele - Leitlinien der Perspektive Miinchen.

Mit diesem Vorhaben wird zur Umsetzung der folgenden Stadtratsziele und Leitlinien der
Perspektive Miinchen beigetragen:

Stadtratsziele

01 Die LHM ermdglicht allen Menschen, die in Minchen wohnen, den Zugang zu einer
adaquaten gesundheitlichen Pravention und Versorgung, unabhangig von Einkommen,
Geschlecht, Herkunft und sozialer Situation und férdert die gesundheitliche
Chancengleichheit.

05 Zur bedarfsgerechten gesundheitlichen Versorgung und Vorsorge fur die Minchner
Stadtbevdlkerung sind nachhaltige Strukturen und Angebote erhalten, aufgebaut und
unterstutzt.

Thematische Leitlinien

Leitlinie 3 - Sozialen Frieden durch soziale Kommunalpolitik sichern

3.4 Forderung der Stadtgesundheit: Verzahnung der Versorgungs- und
Vorsorgeangebote, gesundheitsbezogene Stadtteil- und Zielgruppenarbeit, Ausbau von
Gesundheitsférderung, Pravention und Rehabilitation.

Leitlinie 4 — Stadtteile durch Stadtteilentwicklung starken
4.4 Stadtteilbezogene Gesundheitsforderung

Leitlinie 13 — Kinder- und familienfreundliches Wohnen

Leitlinie 15 — Rundum gesund - Leitlinie Gesundheit: Herausforderungen begegnen,
Perspektiven schaffen, Lebensqualitat fordern

Leitlinie 17 - Soziales — Die Leitlinie wurde am 01.07.2015 in der Vollversammlung vom
Stadtrat vorlaufig beschlossen und befindet sich derzeit in der Offentlichkeitsphase.

Die Beschlussvorlage ist mit dem Referat fir Stadtplanung und Bauordnung,
Kommunalreferat, Sozialreferat, Referat fur Bildung und Sport abgestimmt. (Anlage 1-7)

Die Stadtkdmmerei hat die Beschlussvorlage zur Kenntnis genommen und hat keine
Einwendungen. Aus Sicht der Stadtkammerei ist der Bedarfsnachweis nachvollziehbar
dargestellt. Die Einzelstandortgenehmigung wird von Seiten der Stadtkdmmerei weiterhin
kritisch gesehen. Aus Sicht der Stadtkdmmerei wéare es sinnvoller gewesen, die
Flachenbedarfe fur die Aul3enstellen innerhalb eines Gesamtkontextes zu betrachten.
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Anhdrung des Bezirksausschusses !

In dieser Beratungsangelegenheit ist die Anhérung des Bezirksausschusses
vorgeschrieben (vgl. Anlage 1 der BA-Satzung). Das Gremium stimmt einstimmig der
Beschlussvorlage zu.

Zeitgleich mit der Anhérung des Bezirksausschusses wurde je ein Entwurfsexemplar an
die Korreferentin, die/den Verwaltungsbeirat/-beiratin, die Fraktionen, Gruppierungen und
Einzelstadtrate/-innen zur vorlaufigen Kenntnisnahme tbersandt.

Die Korreferentin des Referates fur Gesundheit und Umwelt, Frau Stadtratin Sabine
Krieger, der zustandige Verwaltungsbeirat, Herr Stadtrat Dr. Ingo Mittermaier, E/ie die
Stadtkammerei haben einen Abdruck der Vorlage erhalten.

Antrag der Referentin E

1. Mit der Errichtung eines Aul3enstandortes des RGU im Quartierszentrum Freiham
besteht grundsatzlich Einverstandnis.

2. Das Kommunalreferat wird gebeten, die Anforderungen der verschiedenen Nutzungen
im WA7 zusammenzufthren und mdgliche Synergien herauszuarbeiten, ein
Gesamtkonzept fir die Umsetzung der stadtischen Nutzungen im WA7 zu entwickeln
und dem Stadtrat mit einem abschlieBenden Nutzerbedarfs- und Raumprogramm
sowie einem Vorschlag zum weiteren Vorgehen zu befassen.

3. Das vorlaufige Nutzerbedarfsprogramm flr den AuRenstandort des RGU wird
genehmigt.

4. Das Referat fir Gesundheit und Umwelt wird beauftragt, ein Fach- und
Personalkonzept fur die kommunale Gesundheitsvorsorge in Freiham zu erstellen und

dem Stadtrat 2017 vorzulegen.

5. Dieser Beschluss unterliegt nicht der Beschlussvollzugskontrolle.


Margit Poschenrieder, 19.03.08
Der Antrag muss so präzise formuliert sein, dass die beantragte Willensäußerung des Stadtrats unmissverständlich erkennbar ist. Ein allgemeiner Hinweis auf den Vortrag genügt diesillensäußerung des Stadtrats unmissverständlich erkennbar ist. Ein allgemeiner Hinweis auf deer Anforderung nicht. 
Rechtliche Vorschriften, die den Stadtrat zu einem bestimmten Beschluss zwingen, ihm also keinen Entscheidungsspielraum lassen, sind im Vortrag deutlich aufzuzeigen und im Antrag kurz zu wiederholen (Ziff. 2.8.1 AGAM).

Margit Poschenrieder, 19.03.08
Auswahl Verwaltungsbeirat/-beirätin und Angabe der Abdruckempfänger (Referate und Stellen, deren Zuständigkeitsbereich berührt wird). Diese erhalten, wenn sie hier aufgeführt sind, lediglich den Entwurf der Sitzungsvorlage vor der Sitzung; diese Zuleitung ersetzt nicht die vorherige Abstimmung (Ziff. 2.7.2 Abs. 4 AGAM)!

Margit Poschenrieder, 19.03.08
Eine Alternative ist auszuwählen. Bei BV-Empfehlungen, die in der Beschlussvorlage behandelt werden, sind zwingend diejenigen BA's anzuhören, die von der BV-Empfehlung oder von dem Behandlungsvorschlag der Verwaltung betroffen sind (§ 13 Abs. 3 BA-Satzung).


Seite 16 von 16

lll. Beschluss
nach Antrag. Die endgultige Entscheidung in dieser Angelegenheit bleibt der
Vollversammlung des Stadtrates vorbehalten.

Der Stadtrat der Landeshauptstadt Miinchen

Der Vorsitzende Die Referentin

Ober-/Birgermeister Stephanie Jacobs
Berufsmafige Stadtratin

IV. Abdruck von I. mit lll. (Beglaubigungen)
Uber den stenographischen Sitzungsdienst
an das Revisionsamt
an die Stadtkammerei
an das Direktorium — Dokumentationsstelle
an das Referat flir Gesundheit und Umwelt RGU-S-SB

V. Abdruck von I. mit IV.
an das Kommunalreferat
an das Referat fur Bildung und Sport
an das Sozialreferat
an das Referat fur Stadtplanung und Bauordnung

VI. Wv Referat fur Gesundheit und Umwelt RGU-S-SB
zur weiteren Veranlassung (Archivierung, Hinweis-Mail).


, 19.03.08
Bei (SB)-Vorlagen und Vorlagen, die direkt in die VV eingebracht werden, bitte den Satz entfernen!


